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Vorbeugung und Bekämpfung von Rechtsverletzungen 
gegen die Umwelt
Dr. HEINZ DUFT, Sektorenleiter im Ministerium der Justiz
Prof. Dr. sc. HANS WEBER, Leiter des Lehrstuhls Strafrecht und Strafprozeßrecht 
der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR

Die erfolgreiche Fortführung der auf das Wohl des Volkes 
gerichteten Politik, wie sie erneut auf dem X. Parteitag 
der SED überzeugend zum Ausdruck gebracht wurde, 
schließt die Wahrung, Erhaltung sowie die sinnvolle Nut
zung der Natur und ihrer Heichtümer ein. Dazu stellt die 
Direktive des X. Parteitages der SED zum Fünf jahrplan 
für die Entwicklung der Volkswirtschaft der DDR in den 
Jahren 1981 bis 1985 klare Anforderungen: die Maßnah
men zur Reinhaltung der Gewässer, für die Nutzung und 
den Schutz des Bodens, die Reinhaltung, der Luft, die Min
derung des Lärms sowie die Beseitigung und Verwendung 
von Siedlungsmüll und industriellen Abprodukten sind 
planmäßig fortzuführen, und die Umweltbedingungen, 
insbesondere in den Arbeiterzentren und Ballungsgebie
ten, sind zu verbessern.1

Die menschenwürdige Gestaltung, die sinnvolle Nutzung 
und der Schutz der Umwelt vor Gefahren und Beeinträch
tigungen sind Bestandteil der Gestaltung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen. Es ist ein wichtiges Anliegen, alle 
Vorzüge der sozialistischen Gesellschaft für den Schutz der 
Umwelt vor Gefahren und Beeinträchtigungen entspre
chend den gegebenen gesellschaftlichen, insbesondere öko
nomischen Möglichkeiten zu nutzen.

Der effektive Schutz der natürlichen Umwelt obliegt 
der gesamten sozialistischen Gesellschaft, insbesondere je
doch dem sozialistischen Staat. Das haben die Leiter und 
Arbeitskollektive in den Kombinaten und Betrieben in den 
letzten Jahren immer besser verstanden und deshalb auch 
dte strikte Einhaltung der dazu ergangenen Rechtsvor
schriften zum Bestandteil der Aktivitäten für eine vor
bildliche Ordnung, Sauberkeit und Diszipzlin gemacht.3 
Auch die örtlichen Volksvertretungen und ihre Räte haben 
in ihren Beschlüssen sowie in den Stadt- und Gemeinde
ordnungen für Bürger und Betriebe Festlegungen z. B. zur 
Deponie von Müll, zum Schutz von Bäumen, Gewässern 
und Erholungsanlagen getroffen. All das kennzeichnet die 
Ansprüche, die auf diesem Gebiet unter unseren sozialisti
schen Bedingungen wachsen, verdeutlicht aber auch, wel
che realen Möglichkeiten zur Gewährleistung ihrer Durch
setzung vorhanden sind. Auf dieser Grundlage können sich 
alle Bürger an einer wirksamen Kontrolle durch die ört
lichen Staatsorgane und ihre Einrichtungen beteiligen und 
so die Gesetzlichkeit festigen.3 Es darf jedoch nicht über
sehen werden, daß neben diesen gesellschaftlichen Aktivi
täten für die Einhaltung und Durchsetzung der Rechts
pflichten zum Schutze der Umwelt auch größere wissen
schaftlich-technische Leistungen und ökonomische Aufwen
dungen notwendig sind, um die Wirksamkeit der Schutz
maßnahmen zu erreichen. Das erfordert zum Teil umfang
reiche Investitionen u. a. für die den Erfordernissen des 
Umweltschutzes entsprechenden Technologien und Verfah
ren, für Überwachung und Instandhaltung der Anlagen, 
für Maßnahmen des Hochwasser- und Gewässerschutzes.

Die sinnvolle Verbindung der schöpferischen Aktivitä
ten der Menschen mit diesen volkswirtschaftlichen An
strengungen ist eine wesentliche Voraussetzung dafür, daß 
auch in Zukunft ein hoher volkswirtschaftlicher Leistungs
anstieg bei einem gleichzeitigen Ausbau des Schutzes der 
Umwelt, des Lebens und der Gesundheit der Menschen in 
der sozialistischen Gesellschaft erreicht werden kann.

Rechtlicher Schutz der Umwelt 
in der internationalen Diskussion

Der Schutz der Umwelt erfordert immer dringlicher ein 
Zusammenwirken der Staaten. Er ist demzufolge ein wich
tiges Feld der internationalen Beziehungen, und zwar als 
Bestandteil der sozialistischen ökonomischen Integration 
der Staaten der sozialistischen Gemeinschaft, aber auch 
im Rahmen der friedlichen Koexistenz zwischen Staaten 
unterschiedlicher Gesellschaftsordnungen.

Auf den verschiedenen Ebenen und Rechtsgebieten wird 
die Ausarbeitung internationaler Rechtsprinzipien ange
strebt, die in der Rechtsordnung der einzelnen Staaten 
verwirklicht werden sollen. Auch der XII. Internationale 
Strafrechtskongreß der Internationalen Vereinigung für 
Strafrecht (AIDP) befaßte sich im September 1979 in Ham
burg u. a. mit Fragen des strafrechtlichen Schutzes der Um
welt und forderte u. a. eine bessere Koordinierung und 
Kooperation auf internationaler Ebene. Die Diskussion auf 
dem Kongreß machte allerdings deutlich, daß die Probleme 
des Schutzes der Umwelt in den beiden Gesellschaftssyste
men völlig unterschiedlich sind. Sie gestaltete sich teil
weise zu einer Anklage gegen die kapitalistischen Mono
pole, die aus Profitgier Raubbau an den natürlichen Res
sourcen betreiben und damit das Leben der werktätigen 
Menschen erheblich beeinträchtigen (z. B. durch das Ab
holzen ganzer Wälder in Lateinamerika).

Entsprechend den unterschiedlichen Gesellschaftssyste
men sind auch die Anforderungen bzw. Erwartungen an 
den rechtlichen Schutz der Umwelt sehr unterschiedlich. 
Auf dem internationalen Kongreß kam es dennoch zu einer 
gemeinsamen Resolution, in der folgende grundlegende 
Prinzipien des Umweltschutzes formuliert wurden:
— Nichtstrafrechtliche Maßnahmen, vor allem des Ver- 

waltungs- und Zivilrechts, stehen im Vordergrund.
— Über den Schutz des Lebens und der Gesundheit hinaus 

müssen mindestens das Wasser, die Luft und der Boden 
als Rechtsgüter anerkannt werden, die durch das Straf
recht zu schützen sind.

— Das Strafrecht darf sich nicht auf die traditionellen Tat
bestände beschränken, sondern es müssen spezielle Be
stimmungen zum Schutz der Umwelt eingeführt oder 
weiterentwickelt werden.

— Mit Hilfe von geeigneten Maßnahmen müssen die Vor
beugung, Aufdeckung und die Verfolgung von Umwelt
straftaten erleichtert werden. Eine wichtige Möglichkeit 
dazu bietet die Förderung der öffentlichen Atmosphäre 
der Unduldsamkeit gegenüber jeder Form der Verlet
zung von Rechtspflichten zum Schutze der Umwelt, für 
die Verhütung und Bekämpfung derartiger Straftaten.

— Für die Zukunft sollen internationale Prinzipien, Nor
men und Mindesttoleranzgrenzen erarbeitet werden.
Die Rechtsordnung der DDR trägt diesen Erfordernissen

in vollem Maße Rechnung. Sie ist insbesondere durch den 
komplexen rechtlichen Schutz der Umwelt charakterisiert, 
der durch das Zusammenwirken verschiedener Rechtsge
biete gewährleistef wird. Neben einer wirkungsvoll orga
nisierten und stets wachsenden Vorbeugung gegen Um
weltschäden wird differenziert die rechtliche Verantwort-


